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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 18/16948 - wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

 
 Beschlüsse des Ausschusses 

Artikel 1 
 
Das Bürgerenergiegesetz NRW vom 19. De-
zember 2023 (GV. NRW. S. 1386), wird wie 
folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
 
Das Bürgerenergiegesetz NRW vom 19. De-
zember 2023 (GV. NRW. S. 1386), wird wie 
folgt geändert: 
 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Dieses Gesetz gilt nicht für 
Windenergieanlagen, die überwie-
gend der Direktversorgung eines 
oder mehrerer Betriebe dienen und 
innerhalb eines im jeweiligen Regi-
onalplan festgelegten Bereichs für 
gewerbliche oder industrielle Nut-
zungen (GIB) liegen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„(5) Dieses Gesetz gilt nicht für 
Windenergieanlagen, die durch 
Bürgerenergiegesellschaften im 
Sinne des § 3 Nummer 15 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes vom 
21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 21. Februar 2025 (BGBl. 2025 
I Nr. 52) geändert worden ist, betrie-
ben werden. Satz 1 ist auch auf 
Windenergieanlagen anzuwenden, 
die durch Bürgerenergiegesell-
schaften betrieben werden, die den 
Anforderungen nach § 3 Nummer 
15 Buchstabe c des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes nicht entspre-
chen.“ 

 
 

 1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  
 
 „(3) Dieses Gesetz gilt nicht für 

Windenergieanlagen, die überwie-
gend der Versorgung eines oder 
mehrerer Betriebe innerhalb eines 
im jeweiligen Regionalplan festge-
legten Bereichs für gewerbliche 
oder industrielle Nutzungen (GIB) 
dienen und mittels Direktleitung im 
Sinne von § 3 Nummer 27 des 
Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. 
Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 29. März 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 84) geändert worden ist, 
in der jeweils gültigen Fassung, an-
gebunden sind.“ 

 
b) -  u n v e r ä n d e r t  - 
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2. § 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 4 
Informationspflichten des Vorhaben-

trägers 
 

(1) Der Vorhabenträger hat die zustän-
dige Behörde zum Zeitpunkt der Regist-
rierung des Vorhabens im Marktstamm-
datenregister der Bundesnetzagentur 
über die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung zu informieren. Der Um-
fang der Informationen entspricht dabei 
den vom Vorhabenträger auf Grund der 
Marktstammdatenregisterverordnung 
vom 10. April 2017 (BGBl. I S. 842), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 11. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 402) geändert worden ist, abzuge-
benden Angaben. 
 
(2) Führt zu einem späteren Zeitpunkt 
eine Änderung der immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung nach Absatz 
1 Satz 1 zu einer Veränderung des 
Standorts des Vorhabens, welche die 
beteiligungsberechtigten Gemeinden 
verändert, so ist die zuständige Behörde 
innerhalb von zwei Wochen hierüber zu 
informieren. Eine wirksame Beteiligung 
nach den §§ 7 oder 8 wird hierdurch 
nicht berührt. Die Pflichten des Vorha-
benträgers aus diesem Gesetz sind 
durch die wirksame Beteiligung erfüllt.“ 

 

 2. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

3. § 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 7 
Beteiligungsvereinbarung 

 
(1) Vorhabenträger sind verpflichtet, 
Standortgemeinden ein Angebot zur fi-
nanziellen Beteiligung der beteiligungs-
berechtigten Personen sowie der beteili-
gungsberechtigten Gemeinden am Er-
trag des Vorhabens im Rahmen einer 
Beteiligungsvereinbarung zu machen. 
Sind mehrere Gemeinden Standortge-
meinde eines Vorhabens, so ist eine ge-
meinsame Beteiligungsvereinbarung 
abzuschließen. 

 

 3. § 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 7 
Beteiligungsvereinbarung 

 
(1) -  u n v e r ä n d e r t  -  
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(2) Die Beteiligungsvereinbarung hat fi-
nanzielle Beteiligungsmöglichkeiten für 
die Beteiligungsberechtigten nach den 
§§ 5 und 6 vorzusehen. Die Beteili-
gungsvereinbarung soll den örtlichen 
Anforderungen und Gegebenheiten im 
bestmöglichen Sinne des Gesetzes-
zwecks Rechnung tragen. Die Beteili-
gungsvereinbarung kann auch den Ab-
schluss einer Vereinbarung nach § 6 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
beinhalten. 

 
(3) Im Rahmen der Beteiligungsverein-
barung nach Absatz 1 können dabei ins-
besondere folgende Möglichkeiten der 
direkten und indirekten finanziellen Be-
teiligung an dem Vorhaben vorgesehen 
werden: 

 
a) eine Beteiligung an der Projektge-

sellschaft des Vorhabens, 
b) das Angebot über den Kauf einer 

oder mehrerer Windenergieanla-
gen, 

c) die finanzielle Beteiligung über An-
lageprodukte, 

d) vergünstigte lokale Stromtarife und 
Sparprodukte, 

e) pauschale Zahlungen an einen defi-
nierten Kreis von Anwohnerinnen 
und Anwohnern oder Gemeinden, 

f) die Finanzierung gemeinnütziger 
Stiftungen oder Vereine oder 

g) die finanzielle, gesellschaftsrechtli-
che oder anderweitige Beteiligung 
von Bürgerenergiegesellschaften, 
Genossenschaften, Gemeinden 
oder im überwiegenden Eigentum 
der beteiligungsberechtigten Ge-
meinden stehenden Unternehmen. 

 
(4) Vorhabenträger erarbeiten den Ent-
wurf einer Beteiligungsvereinbarung 
(Beteiligungsentwurf). Vor Erarbeitung 
des Beteiligungsentwurfes treten Vorha-
benträger in einen frühzeitigen Aus-
tausch mit Standortgemeinden mit dem 
Ziel, Einigkeit über die Eckpunkte für die 
Beteiligungsvereinbarung herzustellen. 
Auf Grundlage des Beteiligungsentwur-
fes haben Vorhabenträger und Standort-
gemeinden Verhandlungen zu führen 

(2) -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19071 

 
 

6 

mit dem Ziel, sich auf eine gemeinsame 
Beteiligungsvereinbarung für das Vorha-
ben zu einigen. 
 
(5) Vorhabenträger bieten Standortge-
meinden eine Beteiligungsvereinbarung 
an. Standortgemeinden können die An-
nahme innerhalb von drei Monaten er-
klären. Die Wirksamkeit der Beteili-
gungsvereinbarung soll ab Inbetrieb-
nahme der ersten Windenergieanlage 
des Vorhabens eintreten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Der Abschluss der Beteiligungsver-
einbarung ist der zuständigen Behörde 
spätestens bis zur Inbetriebnahme der 
ersten Windenergieanlage aus dem Vor-
haben nachzuweisen.“ 

 

 
 
 
 
(5) Vorhabenträger bieten Standortge-
meinden eine Beteiligungsvereinbarung 
an. Die Standortgemeinde meldet inner-
halb von vier Monaten nach Erhalt des 
Beteiligungsentwurfes eine Zustim-
mung, Ablehnung oder Änderungsvor-
schläge zum Beteiligungsentwurf an 
den Vorhabenträger. Die Wirksamkeit 
der Beteiligungsvereinbarung soll ab In-
betriebnahme der ersten Windenergie-
anlage des Vorhabens eintreten. In der 
Beteiligungsvereinbarung sind folgende 
Werte kumulativ zu berücksichtigen: die 
jährliche Zahlung an die beteiligungsbe-
rechtigten Gemeinden gemäß § 8 Ab-
satz 1, sowie die Zinszahlungen aus der 
Verzinsung des an beteiligungsberech-
tigte Personen zu offerierenden Beteili-
gungsvolumens gemäß § 8 Absatz 3. 
Dabei ist der Zinssatz in der nach 
§ 8 Abs. 2 jeweils geltenden Höhe an-
zusetzen und nicht lediglich die Diffe-
renz zu einem Zinssatz, den ein Vorha-
benträger für eine Fremdkapitalbe-
schaffung bei einem Kreditinstitut indivi-
duell ermittelt. 
 
(6) -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 

 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 
„innerhalb eines Jahres nach Erhalt 
der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung“ durch die Angabe 
„bis zur Inbetriebnahme der ersten 
Windenergieanlage aus dem Vor-
haben“ ersetzt. 

 
b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 1a eingefügt: 
 

“(1a) Für Windenergieanlagen, die 
außerhalb von Windenergiegebie-
ten gemäß § 2 Nummer 1 des 

 4. § 8 wird wie folgt geändert: 
 

a) -  u n v e r ä n d e r t  - 
 
 
 
 
 
 
 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1a eingefügt: 

 
 „(1a) Für Windenergieanlagen, die 

außerhalb von Windenergiegebie-
ten gemäß § 2 Nummer 1 des 
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Windenergieflächenbedarfsgeset-
zes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 
1353), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 12. August 2025 
(BGBl. I Nr. 189) geändert worden 
ist, liegen, haben Vorhabenträger 
zusätzlich zu dem Angebot nach 
Absatz 1 ein Angebot zur jährlichen 
Zahlung in Höhe von 0,1 Cent pro 
Kilowattstunde für die tatsächlich 
eingespeiste Strommenge und für 
die fiktive Strommenge nach Num-
mer 7.2. der Anlage 2 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes aus den 
betreffenden Windenergieanlagen 
pro Kalenderjahr über einen Zeit-
raum von 20 Jahren ab Inbetrieb-
nahme an die beteiligungsberech-
tigten Gemeinden abzugeben. Satz 
1 ist nicht anzuwenden bei 
Repowering-Vorhaben im Sinne 
von § 16b Absatz 2 Satz 2 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes.“ 

 
 
 
 
 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„bis zur Inbetriebnahme der ersten 
Windenergieanlage aus dem Vor-
haben“ durch die Angabe „bis sechs 
Monate nach Inbetriebnahme der 
ersten Windenergieanlage aus dem 
Vorhaben“ ersetzt. 

 

Windenergieflächenbedarfsgeset-
zes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 
1353), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 12. August 2025 
(BGBl. I Nr. 189) geändert worden 
ist, liegen, haben Vorhabenträger 
zusätzlich zu dem Angebot nach 
Absatz 1 ein Angebot zur jährlichen 
Zahlung in Höhe von 0,1 Cent pro 
Kilowattstunde für die tatsächlich 
eingespeiste Strommenge aus den 
betreffenden Windenergieanlagen 
pro Kalenderjahr über einen Zeit-
raum von 20 Jahren ab Inbetrieb-
nahme an die beteiligungsberech-
tigten Gemeinden abzugeben. Satz 
1 gilt nicht für Repowering-Vorha-
ben im Sinne von § 16b Ab-
satz 2 Satz 2 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes, wenn alle Be-
standsanlagen außerhalb von 
Windenergiegebieten gemäß § 2 
Nummer 1 des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes liegen und 
die Anzahl der neuen Anlagen die 
Anzahl der Bestandsanlagen nicht 
übersteigt.“ 

 
c) -  u n v e r ä n d e r t  - 

 

  5.  - n e u  -  
In § 9 Absatz 2 Satz 1 werden die An-
gaben „und für die fiktive Strommenge 
nach Nummer 7.2. der Anlage 2 des Er-
neuerbare- Energien-Gesetzes“ gestri-
chen. 

 
5. In § 10 Absatz 2 wird das Wort „Ver-

gleichsabgabe“ durch das Wort „Aus-
gleichsabgabe“ ersetzt. 

 

 6. - b i s h e r  5 .  - 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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6. § 13 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 13 
Übergangsvorschrift 

 
(1) Dieses Gesetz findet keine Anwen-
dung auf bis zum 27.12.2023 bereits ge-
nehmigte Windenergieanlagen und An-
lagen, für die vor diesem Datum voll-
ständige Antragsunterlagen im Sinne 
von § 7 der Verordnung über das Ge-
nehmigungsverfahren in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 
(BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 225) geändert worden 
ist, für die Erteilung einer Genehmigung 
eingereicht wurden. 
 
(2) Die Vorgaben nach § 7 und § 8 Ab-
satz 1a in der am [Eintragen: Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des geänderten Bür-
gerenergiegesetzes] geltenden Fas-
sung finden keine Anwendung auf Wind-
energieanlagen, für die am 1. Januar 
2026 eine Genehmigung nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz vorlag.“ 

 

 7. - b i s h e r  6 .  - 
 

„§ 13 
Übergangsvorschrift 

 
(1) -  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Vorgaben nach § 8 Absatz 1a in 
der am [Eintragen: Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des geänderten Bürgerenergie-
gesetzes] geltenden Fassung finden 
keine Anwendung auf Windenergieanla-
gen, für die am 1. Januar 2026 eine Ge-
nehmigung nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz vorlag.“ 

 
7. In § 14 Absatz 2 wird die Angabe „2026“ 

durch die Angabe „2028“ ersetzt. 
 

 8. - b i s h e r  7 .  - 
 
§ 14 Absatz 2 wird gestrichen. 

 
Artikel 2 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 

 Artikel 2 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/16948, wurde durch das Plenum am 17. Dezember 2025 
nach der 1. Lesung zur alleinigen Beratung an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie überwiesen.  
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat am 25. Februar 2026 
eine Anhörung zu diesem Gesetzentwurf durchgeführt.  
 
Den kommunalen Spitzenverbänden wurde gemäß § 58 GO LT NRW Gelegenheit zur Abgabe 
einer Stellungnahme gegeben.  
 
Zur Anhörung lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 

Urheber/in Stellungnahme 

Arbeitsgemeinschaft der  
kommunalen Spitzenverbände  
Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

--- 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

18/3423 Städte- und Gemeindebund  
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen  
Düsseldorf 
 

18/3428 

NRW.Energy4Climate GmbH 
Landesgesellschaft 
Düsseldorf 
 

18/3430 

Sebastian von Ammon 
Stiftung Umweltenergierecht 
Würzburg 
 

18/3439 

Frank Sondershaus 
Fachagentur Wind und Solar e. V. 
Berlin 
 

18/3429 

Christian Vossler 
Geschäftsführer 
LEE NRW 
Düsseldorf 
 

18/3424 
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Urheber/in Stellungnahme 

Norbert Hofnagel 
Bürgermeister 
Willebadessen 
 

18/3435 

Hermann-Josef Droege 
Vorsitzender Regionalrat Arnsberg 
c/o Bezirksregierung Arnsberg 
Arnsberg 
 

--- 

Nora Vehling 
Genoverband e.V. 
Hannover 

18/3433 

Ulf Sieberg 
wpd onshore GmbH & Co. KG 
Berlin 
 

18/3434 

Professor Dr. Manuel Frondel 
Ruhr-Universität Bochum / RWI 
Bochum 

18/3464 

Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit e.V. 
Thomas Mock 
Köln 
 

18/3436 

 
weitere Stellungnahmen: 
 
IHK 
Düsseldorf               18/3437 
 
Wirtschaftsverband Windkraftwerke e.V. 
Hildesheim               18/3438 
 
Verband kommunaler Unternehmen e.V. 
Landesgruppe Nordrhein-Westfalen         18/3444 
 
Die Anhörung ist im Ausschussprotokoll 18/1152 dokumentiert. 
 
Eine Auswertung der Anhörung sowie die abschließende Beratung und Abstimmung erfolgten 
in der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 29. April 
2026. 
 
Die Fraktion der CDU führte aus, die Landesregierung habe sich zum Ziel gesetzt, sowohl den 
Ausbau der Windenergie voranzutreiben als auch die Akzeptanz dafür zu erhöhen. Im Hinblick 
auf die Ambitionen sei geplant, 1.000 neue Windenergieanlagen zu errichten, wobei dieses 
Ziel bereits weitgehend erreicht sei, da über 1.600 Anlagen auf den Weg gebracht und mehr 
als 600 gebaut worden seien. Zudem habe die Landesregierung das „Wind-an-Land-Gesetz“ 
des Bundes zügig umgesetzt und entsprechende Flächen über Regionalpläne festgelegt. Dies 
habe auch zur Akzeptanz beigetragen, da nun klar definiert sei, wo Windenergieprojekte rea-
lisiert werden sollten. Die zuvor oft schwierige Diskussion über Abstände sei damit weitgehend 
beendet worden.  
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19071 

 
 

11 

Angesichts neuer Entwicklungen auf Bundesebene sei es nun erforderlich, das Bürgerener-
giegesetz anzupassen. Dabei gehe es sowohl um redaktionelle als auch um inhaltliche An-
passungen. So solle künftig sichergestellt werden, dass Projektierer bei einer Umsetzung stär-
ker finanziell beteiligt werden. Darüber hinaus hätten praktische Erfahrungen gezeigt, dass 
weitere Verbesserungen notwendig seien. So habe bisher die Regelung gegolten, dass Ver-
einbarungen zur Beteiligung ein Jahr nach Genehmigung vorliegen müssten. Künftig solle dies 
bereits zur Inbetriebnahme der Anlage der Fall sein. Auch aus der Anhörung seien weitere 
Anpassungen abgeleitet worden, wie beispielsweise die Direktversorgung, die zur Entlastung 
der Netze beitrage und von bestimmten Regelungen ausgenommen werden solle. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärte, dass mit dem Bürgerenergiegesetz inzwi-
schen erste praktische Erfahrungen sowie Rückmeldungen vorlägen. Rund 630 Anlagen seien 
bereits vom Wirkungsbereich des Gesetzes erfasst, und es gebe erste abgeschlossene Betei-
ligungsvereinbarungen, deren Erkenntnisse teilweise auch in die Anhörung eingeflossen 
seien. Ersatzbeteiligungen aus Netzentgelten seien bislang kaum verbreitet, was als positiv 
bewertet wurde, da Einigungen zwischen Vorhabenträgern und Kommunen in der Regel ohne 
behördliche Eingriffe zustande gekommen seien. Zudem gebe es eine Vielzahl unterschiedli-
cher Beteiligungsmodelle, was zeige, dass der angestrebte Ausgleich zwischen Verbindlich-
keit und Flexibilität funktioniere und passgenaue Lösungen zur Steigerung der Akzeptanz vor 
Ort ermögliche. Weiterhin betonte die Fraktion, dass der Gesetzentwurf der Landesregierung 
die Praxistauglichkeit des Gesetzes verbessere und die finanzielle Teilhabe an der Windener-
gie stärke. Anpassungen seien unter anderem notwendig gewesen, da bestimmte Ausnah-
meregelungen – etwa für direkt produzierende Unternehmen – zu eng gefasst und in der Pra-
xis kaum anwendbar gewesen seien. Im Zuge des Änderungsantrags sei angestrebt worden, 
insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Energiekrise, ein deutliches Signal zu setzen. 
Die Direktversorgung von Unternehmen mit grünem Strom solle erleichtert werden, etwa durch 
praxisnahe Regelungen wie die Festlegung einer maximalen Leitungslänge von fünf Kilome-
tern. Solche Maßnahmen würden aus Sicht der Fraktion dazu beitragen, Industriestandorte zu 
sichern, Transformationsprozesse zu unterstützen und gleichzeitig die Akzeptanz zu erhöhen, 
da Arbeitsplätze erhalten blieben. Insgesamt stelle dies einen wichtigen Baustein unter meh-
reren notwendigen Maßnahmen dar. 
 
Die Fraktion der SPD betonte, dass das Bürgerenergiegesetz im Landtag stets umstritten ge-
wesen sei. Für die Fraktion sei entscheidend gewesen, die Akzeptanz zu erhöhen, indem Bür-
gerinnen und Bürger stärker an den Erträgen von Windenergieanlagen beteiligt werden. Die 
Fraktion kritisierte, dass zwar die Standortkommunen profitierten, jedoch viele Bürgerinnen 
und Bürger – insbesondere solche mit geringeren finanziellen Mitteln – nicht ausreichend be-
teiligt werden. Andere Bundesländer seien hier ambitionierter vorgegangen. Ein weiterer Kri-
tikpunkt sei, dass Freiflächen-Photovoltaikanlagen über 1 Megawatt nicht in entsprechende 
Beteiligungsmodelle einbezogen worden seien. Auch hier seien andere Länder weiter, insbe-
sondere angesichts der Notwendigkeit eines verstärkten Ausbaus erneuerbarer Energien. Zu-
dem wurde Unverständnis darüber geäußert, dass Anlagen außerhalb ausgewiesener Wind-
planungsgebiete stärker belastet werden sollen. Dies erscheine widersprüchlich, da gleichzei-
tig ein Ausbau erneuerbarer Energien gefordert werde. Auch die rechtliche Haltbarkeit dieser 
Regelung wurde infrage gestellt. Abschließend wurde betont, dass mit einem umfassenderen 
Bürgerenergiegesetz zwar mehr Akzeptanz hätte erreicht werden können, die genannten Kri-
tikpunkte für die Fraktion jedoch so schwer seien, dass sowohl der Änderungsantrag als auch 
das Gesetz abgelehnt werden. 
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Die Fraktion der FDP entgegnete, dass die Novelle des Bürgerenergiegesetzes zwar einige 
sinnvolle Verbesserungen enthalte, insbesondere beim Bürokratieabbau, der Vereinfachung 
von Verfahren und der Umstellung auf das Datum der Inbetriebnahme statt des Genehmi-
gungsdatums. Dennoch überzeuge der Entwurf insgesamt nicht. Der bestehende Nachsteue-
rungsbedarf sei aus Sicht der Fraktion zu einem großen Teil selbst verschuldet, da die Lan-
desregierung ein überhastetes und zu ambitioniertes Vorgehen gewählt habe. Dies führe nun 
dazu, dass bereits vor einer eigenen Evaluierung Korrekturen notwendig seien. Auch die Ver-
schiebung der Evaluierung auf einen späteren Zeitpunkt wurde kritisiert. Zudem seien einige 
Aspekte problematisch, wie etwa die zusätzliche Zahlung für Anlagen außerhalb ausgewiese-
ner Energiegebiete. Diese Differenzierung sei sachlich nicht ausreichend begründet, empirisch 
nicht belegt und rechtlich riskant, da vergleichbare Vorhaben unterschiedlich behandelt wür-
den und Wettbewerbsverzerrungen entstehen könnten. Positiv sei zwar die stärkere Berück-
sichtigung der Direktversorgung, jedoch kritisiert die Fraktion, dass diese weiterhin zu stark 
eingeschränkt sei, insbesondere durch die Begrenzung auf Gewerbe- und Industriegebiete. 
Dies sei praxisfern, da Windenergieanlagen dort errichtet werden sollten, wo sie energetisch 
sinnvoll seien, und nicht ausschließlich in bestimmten Gebietskategorien. Der Entwurf enthalte 
zwar einzelne Entlastungen, insgesamt sei er jedoch als Reparaturgesetz für eine aus Sicht 
der Fraktion überzogene Windenergiepolitik zu bewerten. Aufgrund neuer Belastungen, recht-
licher Risiken und verpasster Chancen – insbesondere bei der Direktversorgung – lehne die 
Fraktion sowohl den Änderungsantrag als auch den Gesetzentwurf ab. 
 
Die Fraktion der AfD kritisierte, das Bürgerenergiegesetz sei als Täuschungsmanöver zu se-
hen. Die Anhörung habe gezeigt, dass die sogenannte 0,2-Cent-Regelung nach § 6 EEG nicht 
von den Betreibern getragen werde. Stattdessen würden die Kosten über Netzentgelte an die 
Bürgerinnen und Bürger weitergegeben, sodass diese die Beteiligung selbst finanzieren wür-
den. Daraus ergebe sich, dass es sich nicht um eine echte Beteiligung an den Erträgen der 
Projektierer handle, sondern vielmehr um eine indirekte Belastung der Bürgerinnen und Bür-
ger. Dies führe nach Ansicht der Fraktion nicht zu mehr Akzeptanz, sondern stelle eher eine 
Art Ausgleich dar, den die Bürgerinnen und Bürger selbst zahlen müssten. Zudem kritisierte 
die Fraktion, dass Bürgerinnen und Bürger durch bestimmte Beteiligungsmodelle wie Nach-
rangdarlehen finanziellen Risiken ausgesetzt seien. Im Falle einer Insolvenz würden solche 
Anleger nachrangig berücksichtigt, wodurch ein Totalverlust möglich sei. Solche Modelle als 
Beteiligung darzustellen, sei problematisch und insbesondere für Kleinsparer riskant. 
Das Gesetz sei unausgewogen, da es nach Ansicht der Fraktion vor allem Projektierer be-
günstige, während Bürgerinnen und Bürger nur unzureichend profitierten. Die Fraktion lehne 
das Gesetz daher entschieden ab. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll APr 18/1206 
verwiesen.  
 
Zur abschließenden Beratung und Abstimmung im Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie lag ein Änderungsantrag, Drucksache 18/19026, der Fraktionen von CDU 
und BÜDNIS 90/Die GRÜNEN vor. Dieser wurde in der Sitzung am 29. April 2026 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktionen von SPD, FDP und AfD angenommen. 
 
Über den (so geänderten) Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/16948, wurde 
im Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 29. April 2026 abge-
stimmt. Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜN-
DIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD angenom-
men. 
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C Ergebnis 
 
Der Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie empfiehlt, den Gesetzent-
wurf, Drucksache 18/16948, in der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
 
 
 
Dr. Robin Korte 
Vorsitz 
 


